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Liebe Leserin, lieber Leser,

Freundschaft und      
         bleibt gesund!

im aktuellen Newsletter findet ihr neben den Neuigkeiten der SPD-
Fraktion wie immer auch Auszüge meiner Arbeit aus den letzten 
Wochen. 
Ich habe mit einem politischen Instagram-Account (insta.politik) ein 
spannendes Interview geführt, mich auf meinen Social-Media 
Accounts zum Weltdatenschutztag geäußert und auch erklärt, was 
denn der Petitionsausschuss so leistet. Viele aktuelle Themen poste 
ich spontan auf meinen meinen Profilen in den sozialen Plattformen.
Mich würde interessieren: Seid ihr auf Instagram und Facebook 
aktiv? Habt ihr Feedback zu meiner Aktivität in den sozialen Medien? 
Schreibt mir doch dazu gerne an bela.bach.wk@bundestag.de.
Nun wünsche ich erstmal viel Spass bei der Lektüre des Newsletters!

LINKS

INSTAGRAM

FACEBOOK

https://www.instagram.com/bela_bach_mdb/?hl=de
https://www.facebook.com/BelaBachSPD
https://www.facebook.com/BelaBachSPD
https://www.instagram.com/bela_bach_mdb/?hl=de


Im Gespräch
mit insta.politik

Am 28. Januar habe ich auch mit dem Instagramkanal insta.politik 
über meine Arbeit im Bundestag gesprochen. Ich habe erzählt, wie ich in 
die Politik kam, ob das Alter in der Politik eine Rolle spielt und natürlich 
über meine Schwerpunktthemen im Bundestag berichtet. Ich möchte 
euch gar nicht zu viel verraten – wenn euch die Themen interessieren 
und ihr wissen wollt, weshalb ich in der Schulzeit einmal nachsitzen 
musste, dann schaut auf meiner Website vorbei. Dort findet ihr jetzt das 
Interview: auf dem Instagramkanal @insta.politik könnt ihr es ebenfalls 
ansehen. Das Interview hat mir viel Spaß gemacht und ich freue mich, 
wenn ihr vorbeischaut!

LINKS

Link zu meiner Website

Link zu insta.politik

https://bela-bach.de/category/videos/
https://bela-bach.de/category/videos/
https://bela-bach.de/category/videos/
https://www.instagram.com/insta.politik/?hl=de


Petitionsausschuss –
so geht Mitsprache

Meine Rede zum Tätigkeitsbericht des Petitionsausschusses

LINK

In meiner Instagram-Story habe ich vor einigen Tagen erklärt, was der 
Petitionsausschuss eigentlich leistet. Anlass war eine Anhörung einer 
Petition zum Thema Hong Kong und Menschenrechte, für die ich Bericht-
erstatterin, also zuständige Bearbeiterin der SPD-Fraktion bin. Leider 
stelle ich immer wieder fest, dass viele Bürger nicht ausreichend über das 
Thema Petitionen aufgeklärt sind. So ist es gut zu wissen, dass Platt-
formen wie change.org oft eine politische Teilhabe durch Unterschriften 
suggerieren, aber eigentlich keinen rechtlich bindenden Handlungs-
auftrag begründen. Nur bei einer Petition an den Bundestag ist garan-
tiert, dass das Anliegen durch den Petitionsausschuss geprüft wird. Eine 
Prüfung findet dabei immer statt, wenn eine Petition an den Bundestag 
gerichtet wird. Das berühmte Quorum von 50.000 Mitunterzeichnern führt 
nur dazu, dass bei einer solchen Petition der Petent in einer öffentlichen 
Ausschusssitzung angehört wird. Das war bei der Petition zu Hong Kong 
der Fall. Diese Anhörungen könnt ihr euch übrigens jederzeit in der 
Mediathek des Bundestages ansehen.

Das Petitionswesen ist eine wichtige Säule unserer demokratischen 
Teilhabe. Unten findet ihr einen Link zu meiner Rede zum Petitionswesen 
vom letzten Jahr.

Sitzung des Petitionsausschusses vom 25.01.2021

LINK

https://dbtg.tv/fvid/7468930
https://dbtg.tv/fvid/7468930
https://dbtg.tv/cvid/7497612
https://dbtg.tv/cvid/7497612


Weltdatenschutztag –
zwei Seiten der Medaille

Am 28. Januar habe ich mich auch zum Weltdatenschutztag geäußert. 
Wie wichtig Datenschutz ist, zeigt uns auch die aktuelle Debatte um 
ein umstrittenes Update des Messengerdienstes WhatsApp. Unsere 
persönlichen Informationen in der Kommunikation sind ein hohes Gut und 
die Gewährleistung ihres Schutzes verdient eine hohe Priorität. Wichtig 
ist auch, dass in digitalisierten Zeiten Kinder und Jugendliche dahin-
gehend sensibilisiert werden, welche Daten sie von sich ins Netz stellen. 
Es gilt aber auch abzuwägen: Datenschutz bedeutet Einschränkungen. 
In einigen Bereichen, wie beispielsweise der industriellen oder akade-
mischen Forschung, muss der Informationsaustausch gefördert und nicht 
gehemmt werden.



Bericht aus Berlin

In Deutschland sollen mehr bezahlbare Wohnungen gebaut und 
genutzt werden können. Vor allem dort, wo Wohnungen knapp sind –  
in Ballungsgebieten und in wachsenden Städten und Gemeinden.
Die Bundesregierung hat entscheidende Gesetzesänderungen für eine 
gemeinwohlorientiertere Bodenpolitik und einen besseren Schutz von 
Mieterinnen und Mietern auf den Weg gebracht. Ein entsprechender 
Entwurf zum Baulandmodernisierungsgesetz wurde diese Woche vom 
Bundestag in Erster Lesung beraten.
Um dies möglich zu machen, hat die SPD-Bundestagsfraktion in zahl-
reichen Gesprächen, in der Baulandkommission und im Koalitions-
ausschuss gerungen.
Künftig sollen in angespannten Wohnungsmärkten bezahlbare Miet-
wohnungen in einem Mehrfamilienhaus nur noch in engen Ausnahme-
fällen in teure, für viele unerschwingliche Eigentumswohnungen 
umgewandelt werden dürfen. Die Kommunen können in diesen 
Gebieten das neue Instrument des Umwandlungsschutzes nach § 250 
BauGB anwenden und haben einen Genehmigungsvorbehalt. Die Rege-
lung ist – wie die Mietpreisbremse – zunächst befristet bis Ende 2025.

Koalition will mehr bezahlbaren Wohnraum schaffen

Vergütung statt Schulgeld

Weiter auf Seite 6

Koalition will mehr bezahlbaren Wohnraum schaffen



Bericht aus Berlin Koalition will mehr bezahlbaren 
Wohnraum schaffen

Fortsetzung von Seite 5

Kommunen können Eigentümer zum Bauen verpflichten
Städte und Gemeinden sollen in angespannten Wohnungsmärkten leichter 
ein Baugebot erlassen können. Wer als Eigentümer ein Grundstück aus 
Spekulationsgründen brach liegen lässt, kann durch die Stadt künftig mit 
Hinweis auf den Wohnungsmangel dazu verpflichten werden, dort 
Wohnungen zu bauen. Wenn der Eigentümer nicht bauen möchte, soll 
die Stadt das Grundstück übernehmen können – auch zugunsten einer 
gemeinwohlorientierten Wohnungsbaugesellschaft oder einer Genossen-
schaft, die dort bauen will.

Ein sozialeres Bodenrecht
Die SPD-Fraktion begrüßt insbesondere, dass Schritte in Richtung eines 
sozialeren Bodenrechts gemacht wurden: Durch die Stärkung der 
Kommunen bei den Vorkaufsrechten, der Erleichterung von Baugeboten 
und dem neuen sektoralen Bebauungsplan können Kommunen auch in 
Innenstadtbereichen bestimmen, dass ein Mindestanteil an bezahlbaren 
Wohnungen und Sozialwohnungen gebaut werden muss.
Der Gesetzentwurf ist ein ausgewogener Kompromiss und dringender 
Schritt, für dessen Umsetzung wir uns vehement einsetzen.

Dem Verlust bezahlbaren Wohnraums einen Riegel vorschieben
Laut dem stellvertretenden SPD-Bundestagsfraktionsvorsitzenden Sören 
Bartol ist das Gesetz ein „wichtiger Erfolg für die Mieterinnen und Mieter“. 
Ziel der SPD-Fraktion sei es, zügig mehr bezahlbaren Wohnraum zu 
schaffen. „Dazu müssen wir einerseits mehr bezahlbaren Wohnraum mo-
bilisieren, andererseits aber auch dem Verlust bezahlbaren Wohnraums 
einen wirksamen Riegel vorschieben. Deshalb sind uns die beiden Punkte 
Baugebot und Umwandlungsschutz auch so wichtig.“

Die SPD-Fraktion will das Gesetz zügig beraten und noch im ersten 
Quartal 2021 verabschieden. 



Bericht aus Berlin

Vergütung statt Schulgeld

Medizinisch-technische AssistentInnen spielen bei der Bewältigung der 
Corona-Krise eine Schlüsselrolle. Deshalb bekommen sie einen fairen 
Ausbildungsvertrag mit angemessener Vergütung.
Frauen und Männern in der so genannten technischen Medizin kommt 
auch während der Corona-Pandemie eine Schlüsselrolle zu: Tagtäglich 
sind wir auf ihre Erfahrung angewiesen, um Menschenleben zu retten.
Jetzt bedarf es einer zeitgemäßen Ausbildung auf dem aktuellen 
technischen Stand. Mit dem in dieser Woche verabschiedeten Gesetz zur 
Reform der medizinisch-technischen Ausbildung (MTA) sorgt die Regierung 
für eine moderne, zukunftsorientierte und attraktive Ausbildung, die vor 
allem einen fairen Ausbildungsvertrag und eine angemessene Vergütung 
umfasst. Damit sollen junge Menschen überzeugt werden, sich für einen 
der wichtigsten Berufe in der Gesundheitsversorgung zu entscheiden.

Der SPD-Fraktion war dabei besonders wichtig, dass das Schulgeld 
abgeschafft wird und ein Anspruch auf eine angemessene Ausbildungs-
vergütung auch für die technischen Gesundheitsberufe eingeführt wird. 
Damit wird diese Ausbildung für junge Menschen attraktiver.
Zudem wird mit dem neuen Gesetz für Rechtssicherheit für Notfall-
sanitäterInnen gesorgt: Oft sind sie vor einer Notärztin oder einem 
Notarzt vor Ort und müssen im Falle von lebensbedrohlichen Zuständen 
der PatientInnen auch eigenverantwortlich die ersten Maßnahmen 
durchführen können. 
Nun ist ihr Handeln durch die ausdrückliche Berechtigung zur Ausübung 
der Heilkunde in diesen Fällen gedeckt. Damit wird Klarheit für ihr 
Handeln beim Notfalleinsatz geschaffen. NotfallsanitäterInnen sollen 
mit ihrem erlernten Wissen helfen können, ohne Gerichtsverfahren oder 
gar Strafe fürchten zu müssen.



Bela Bach MdB
Für den Landkreis München in Berlin. 

Kontakt:
bela.bach@bundestag.de
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